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14. Dezember 2023

Arbeitsrechtliche Regelung zur Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen für Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
- Antrag auf Beschlussfassung gern. § 2 Abs. 2 ARRG

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Vorstand des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. bean­
tragt folgende Beschlussfassung nach § 2 Abs. 2 ARRG: 

,,Die Arbeitsvertragsrichtlinien für Einrichtungen, die dem Diakonischen Werk der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland angeschlossen sind, in der jeweiligen Fassung der Arbeitsrechtli­
chen Kommission - Landeskirche und Diakonie Württemberg - (AVR-Württemberg) werden 
wie folgt geändert: 

1. Änderungen der AVR-Württemberg - Erstes Buch - :

In Teil 7 - Arbeitsrechtliche Regelungen für einzelne Einrichtungen - wird die ARE 43 wie 
folgt neu gefasst: 

«ARE 43 

Arbeitsrechtliche Regelung zur Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(Zulage Tarif+ und SuE-Zulage in Einrichtungen in Stuttgart) 

Zur Arbeitskräftegewinnung und -bindung wird folgende Arbeitsrechtliche Regelung zur Ge­
währung einer Zulage für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschlossen. 
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§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Arbeitsrechtliche Regelung gilt für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Einrichtungen 
nach§ 2 Teil 1 AVR-Wü/1, die 

a) in einer Kindertageseinrichtung oder Schulkindbetreuung in Stuttgart beschäftigt sind, 

b) . auf den förderfähigen Stellenschlüssel angerechnet werden, 

c) nach dem Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) in den Entgeltgrup­
pen S 2 bis S 9 eingruppiert sind oder als Leitungskräfte in den Entgeltgruppen S 9, S 11 a, 
S 13 sowie S 15 bis S 18 eingruppiert sind, und 

d) die sich mindestens in Stufe 2 und höchstens in Stufe 6 befinden. 

Die Arbeitsrechtliche Regelung gilt auch für Sprachförder- und lnklusionsfachkräfte und pflege­
rische Kräfte in den Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) in Stutt­
gart. 

(2) Die Zulage wird an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß Absatz 1 gezahlt, die am 1. 
Februar 2022 in einem Arbeitsverhältnis zu einem Dienstgeber nach Absatz 1 stehen oder bis 
zum 31. Dezember 2024 in ein solches Arbeitsverhältnis treten. Abweichend von Satz 1 wird 
die Zulage nach § 2 Absatz 3 an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß § 1 a gezahlt, die 
am 1. Januar 2024 in einem Arbeitsverhältnis zu einem Dienstgeber nach § 1 a stehen oder bis 
zum 31 . Dezember 2026 in ein solches Arbeitsverhältnis treten. 

§ 1a Weiterer Geltungsbereich 

Diese Arbeitsrechtliche Regelung gilt auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Einrichtun­
gen nach§ 2 Teil 1 AVR-Wü/1, die in anderen Einrichtungen in Stuttgart als in§ 1 benannt, be­
schäftigt sind und die nach dem Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) in 
den Entgeltgruppen S 13 sowie S 15 Fallgruppen 1 bis 5 sowie S 16 bis S 18 eingruppiert 
sind. 

§ 2 Gewährung einer Zulage 

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 1 erhalten eine monatliche Zulage in Höhe von 
100 Euro monatlich. Teilzeitkräfte erhalten die Zulage anteilig entsprechend dem Verhältnis 
der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten. 

(2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 1, die in einer der Entgeltgruppen S 13, S 15 
Fallgruppen 1 bis 5 sowie S 16 bis S 18 eingruppiert sind, erhalten zusätzlich eine monatliche 
Zulage in Höhe von 180 Euro. Eine Umwandlung der Zulage in zusätzliche Umwandlungstage 
ist nicht möglich. Teilzeitkrafte erhalten die Zulage anteilig entsprechend dem Verhältnis der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten. 

(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 1 a, die in einer der Entgeltgruppen S 13, S 15 
Fallgruppen 1 bis 5 sowie S 16 bis S 18 eingruppiert sind, erhalten zusätzlich eine monatliche 
Zulage in Höhe von 180 Euro. Eine Umwandlung der Zulage in zusätzliche Umwandlungstage 
ist nicht möglich. Teilzeitkräfte erhalten die Zulage anteilig entsprechend dem Verhältnis der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten 
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(4) Die Zulagen nehmen nicht an den allgemeinen Entgelterhöhungen teil. 

(5) Die Zulage nach Absatz 1 fließt nicht in die Bemessungsgrundlage für die Jahressonder­
zahlung und für das Leistungsentgelt ein. 

(6) Die Zulage nach Absatz 1 wird bis 31. Dezember 2024 in voller Höhe gewährt. Ab 
1. Januar 2025 erfolgt eine Abschmelzung der Zulage um jährlich 25 %. Die Zulage nach Ab­
satz 2 wird bis 31. Dezember 2025 gewährt. Die Zulage nach Absatz 3 wird vom 1. Januar 
2024 bis 31 . Dezember 2026 gewährt. 

§ 3 Ruhen der Zulagenzahlung 

Die Zulage ruht für Zeiten im Beschäftigungsverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt oder 
Entgeltfortzahlung, z.B. bei Elternzeit, Pflegezeit, unbezahltem Sonderurlaub oder Arbeitsunfä­
higkeit ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 

§ 4 Wechsel der Funktion bzw. Tätigkeit, Höhergruppierung 

(1) Wird die Funktion bzw. Tätigkeit, für die eine Zulage gemäß § 2 Abs. 1, Abs. 2 oder Abs. 3 
gewährt wird, tatsächlich nicht mehr ausgeübt, so entfällt die Zulage. Dies gilt nicht, wenn die 
Veränderung in der Funktion bzw. Tätigkeit Folge einer vom Arbeitgeber veranlassten organi­
satorischen Veränderung der Kindertagesbetreuung ist. In diesem Fall wird die Zulage an die 
von der Organisationsänderung betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Besitzstand 
weiter gewährt. 

(2) Beim Wechsel von einer zulageberechtigten Funktion bzw. Tätigkeit in eine andere, 
ebenfalls gemäß§ 1 bzw.§ 1a zulageberechtigte Funktion bzw. Tätigkeit erlischt im Zeitpunkt 
der Übernahme der neuen Funktion bzw. Tätigkeit der Anspruch auf die Zulage für die bishe­
rige Funktion, für die neu übernommene entsteht eine neue, volle Zulageberechtigung. 

Niederschriftserklärunq der Arbeitsrechtlichen Kommission zu ARE 43 

Soweit die Tarifparteien des öffentlichen Dienstes für die Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes (VKA) 
der ARE 43 entsprechende Regelungen vereinbaren, treten diese Regelungen an die Stelle der ARE 
43.» 

II. Verlängerung der Regelung 

Die Mitglieder der Arbeitsrechtliche Kommission sind sich darüber einig, dass die Regelung für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Geltungsbereich des § 1 a, im Falle einer Verlängerung 
der Regelung für diese Personengruppe durch die Stadt Stuttgart, ebenfalls um den entspre­
chenden Zeitraum verlängert werden soll. 

III. Inkrafttreten: 

Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft." 
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BEGRÜNDUNG: 

Der Antrag des Diakonischen Werkes passt die schon bestehende ARE 43, die in der Sitzung 
der Arbeitsrechtlichen Kommission am 20. Oktober 2023 geändert wurde, nochmals an die 
aktuelle Beschlusslage der Stadt Stuttgart an. 

Klargestellt wird zum einen, dass auch die Sprachförder- und lnklusionsfachkräfte und pflegeri­
sche Kräfte in den Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) in Stuttgart 
die Zulage in Höhe von 100 Euro erhalten. 

Ergänzt wird die Regelung in Analogie zur Regelung der Stadt Stuttgart dahingehend, dass 
auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in anderen diakonischen Einrichtungen in Stuttgart 
(z. B. in der Eingliederungshilfe) die SuE-Zulage erhalten sollen, die in Anwendung der tarifli­
chen Regelungen von dieser Zulage ausgeschlossen sind. Wegen der Prospektivität in der 
Refinanzierung verschiebt sich der Beginn der Zahlung für diesen Personenkreis um ein Jahr. 
Die Dauer der Zahlung - über drei Jahre - verbleibt wie bei der Regelung der Stadt Stuttgart. 

Wir bitten die Arbeitsrechtliche Kommission deshalb, wie beantragt zu entscheiden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Robert Bachert 
Finanzvorstand 
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